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I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller— bach in Berlin, dem Fabrikbeſitzer 
gnädigſt geruht, Adolf Freudenberg in Schweidnitz 
dem Kommerzienrat Arthur Camphauſen und dem Fabrikbeſitzer Hans Zanders 
in Cöln den Charakter als Geheimer in Bergiſch-Gladbach den Charakter als 
Kommerzienrat, ſowie Kommerzienrat 


dem Kaufmann Heimann (Hermann) Auer. zu verleihen. 


II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. Verrechunng der Juvaliden- und Kraukeuverſicherungsbeiträge. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 24. Mai 1907. 

Die nachſtehend abgedruckte, von dem Herrn Finanzminiſter in Gemeinſchaft mit dem 
Herrn Miniſter des Junern erlaſſene Rundverfügung vom 14. März d. J., betreffend die 
Verrechnung der Juvaliden- und Krankenverſicherungsbeiträge bei den Lohnfonds, ift auch 
im Bereiche der der Handels und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden uſw. zur Aus— 
führung zu bringen. 

Die im Etatsjahre 1907 bereits bei Kap. 70 Tit. 4 verrechneten Invaliden- und 
Krankenverſicherungsbeiträge find der ergangenen Anordnung gemäß auf den entſprechenden 
Lohnfonds zu übernehmen. 

Im Auftrage. 


IIa 1587. von der Hagen. 


An die der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden. 


Anlage. 


agen) — 
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Anlage. 


Der Finanzminiſter. 
Berlin, den 14. März 1907. 

(1) Nach dem Entwurfe zum nächſtjährigen Staatshaushaltsetat ſollen die dem Drdi- 
narium des Etats zur Laſt fallenden Invaliden- und Krankeuverſicherungsbeiträge im 
Bereiche der allgemeinen Verwaltung, der Verwaltung der direkten Steuern und der Ver 
waltung des Innern nicht mehr getrennt von den Löhnen unter beſonderen Fonds, ſondern 
nach dem Vorgange der allgemeinen Bauverwaltung mit den Löhnen zuſammen bei den 
Lohnfonds verrechnet werden. Werden etatsmäßige Stellen aushilfsweiſe von im Arbeiter- 
verhältniſſe ſtehenden Perſonen verwaltet und deren Löhne aus Beſoldungserſparniſſen ge 
deckt, ſo ſind die etwaigen Verſicherungsbeiträge bei den Beſoldungsfonds mitzuverrechnen. 
Zur Ausführung wird im Einverſtändniſſe mit der Königlichen Oberrechnungskammer 
folgendes heſtimmt: 


(2) Ju den der zahlenden Kaſſe zuzuſtellenden Lohnrechnungen find für die Empfangs— 
berechtigten die von ihren Bezügen einzubehaltenden und die dem Staate zur Laſt fallenden 
Verſicherungsbeiträge anzugeben. Lohnbeträge (bar und durch Anrechnung gezahlter Betrag) 
und ſtaatlicher Verſicherungsbeitrag ſind in den Kaſſenbüchern und Rechnungen in un⸗ 
getrennter Summe als Ausgabe nachzuweiſen. Als Anhalt für die Aufſtellung der Lohn- 


rechnungen dienen die beiliegenden Muſter J und II. 


(3) In den Lohnrechnungen find etwaige Höherverſicherung, Zahlungsverpflichtung 
für die Woche bei Beginn der Beſchäftigung nach dem erſten Wochentage, ſowie Befreiung 
von der Verſicherung zu begründen. 


(4) Bei mittelbaren Arbeitsverhältniſſen, z. B. wenn ein verſicherter Arbeitnehmer bei 
Verrichtung ſeiner Lohnarbeit Hilfskräfte beſchäftigt, die von ihm ſelbſt gelohnt werden, iſt 
im Falle der Heranziehung des Staates zur Invaliden- und Krankenverſicherung für die 
Hilfskräfte der ſtaatliche Beitrag am Fuße der Rechnung auf beſonderer Linie anzuſetzen 
und zu erläutern. 


(5) Werden Dienſteinkünfte für Beſchäftigte zur fortlaufenden Zahlung angewieſen, ſo 
iſt in der Zahlungsanweiſung anzugeben, ob und in welcher Lohnklaſſe der Beſchäftigte der 
Juvalidenverſicherungspflicht unterliegt oder weshalb er von ihr befreit iſt ſowie ob und 
zu welchem Beitragsſatz er der geſetzlichen Krankenverſicherung oder der erweiterten Kranten- 
fürſorge (§ 3 des Krankeuverſicherungsgeſetzes) unterliegt. Wird über die Dienſteinkünfte 
nicht in Liſten, ſondern auf beſonderen Bogen quittiert, ſo iſt hinter dem Betrag einzufügen: 
und zwar 


r en Mk. Pfg. 
b) durch Aurechnung des Invalidenverſicherungsbeitrages 

in der Lohnklaſſe für Wochen. 
c) durch Aurechnung des Beitrages zur geſetzlichen 

Krankenverſicherung für Wochen A 


d) durch Anrechnung des Beitrages zu den Koſten der 


Krankenfürſorge 
zuſammen .. Mt. Pfg. 


In der linken unteren Ecke der Quittung iſt zu vermerken: 


D/ V——T—— ˙ͤ 9¼W ee Mk. Pig. 
Wie Te. Mk. Pfg. 


Staatlicher Juvalidenverſicherungs beitrag. .. 5 
Staatlicher Krankenverſichevungsbeitrag 
zuſammen .. Mk. Pfg. 

(6) Die zur Entrichtung der Beiträge für die Juvalidenverſicherung erforderlichen 


Marken ſind von der den Lohn zahlenden Kaſſe ohne weitere Anweiſung nach Bedarf an 
zukaufen und bis zur Verwendung unter den Barbeſtänden der Kaſſe nachzuweiſen. 
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(7) Der Kaſſenbeamte, welcher die Löhne uſw. zahlt, ift dafür verantwortlich, daß 
die Abzüge für die Invalidenverſicherung einbehalten und daß die erforderlichen Beitrags- 
marken (Beiträge des Lohnempfängers und des Staates zuſammengerechnet) verwendet und 
nach Vorſchrift der Bekanntmachung des Herrn Reichskanzlers vom 3. Juli 1905 (R. G. Bl. 
S. 590) entwertet werden. Daß letzteres geſchehen, iſt von ihm auf dem Belege zu be— 
ſcheinigen. Beim Einkleben und Eutwerten der Marken haben die bei den Lohnzahlungen 
etwa anweſenden Beamten oder Aufſichtsperſonen nach Bedarf Hilfe zu leiſten. 


(8) Sofern die Beiträge zur Juvalidenverſicherung auf Grund der §§ 148ff. des 
Geſetzes vom 13. Juli 1899 (R. G. Bl. S. 463) durch Gemeindebehörden oder durch andere 
von der Landeszentralbehörde bezeichnete Stellen oder durch örtliche Hebeſtellen eingezogen 
werden, ſind die bei der Lohnzahlung einbehaltenen Beiträge und die der Staatskaſſe zur 
Laſt fallenden Beiträge an die zuſtändige Hebeſtelle gegen Quittung bar zu zahlen. Die 
geſamten Beiträge ſind zuſammen mit dem Lohne beim Lohnfonds zu verausgaben und 
bis zur Zahlung an die Hebeſtelle als Aſſervate zu behandeln. 


(9) Die unterm 31. Januar 1891 aufgeſtellten Grundſätze für die Ausführung der 
den Staatsbehörden als Arbeitgeber obliegenden Geſchäfte bei Leiſtung der Beiträge zur 
Invalidenverſicherung werden aufgehoben. 

(10) Die bei den Lohnzahlungen einbehaltenen Krankenverſicherungsbeiträge ſind bis 
zu ihrer Abführung an die Krankenkaſſe, über welche von dieſer zweckmäßig auf der Lohn⸗ 
rechnung ſelbſt quittiert wird, als Aſſervate zu behandeln. 


Der Finanz⸗Miniſter. Der Miniſter des Innern. 
In Vertretung. Im Auſtrage. 
(gez.) Dombois. (gez.) von Kitzing. 


I. 3600. II. Ang. — II. 2705. — M. d. J. Ib. 3734 11. 


An die Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten uſw. 
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Anlage T. 
Regierung 


Etatsjahr 19 


Cohnrechnung 


für den Monat 


Die Richtigkeit wird beſcheinigt. 
Rechneriſch richtig. 


„den 19 


(Dienſtbezeichnung) 


(Dienſtbezeichnung) 
je 


Die Regierungshauptkaſſe wird angewieſen, die umſtehend in Spalte 5 berechneten 
Lohnbeträge unter Einbehaltung der in Spalte 10—11 nachgewieſenen Abzüge an die Empfangs— E 
berechtigten zu zahlen, zur Invalidenverſicherung gemäß Spalte 5 und 10 Beitragsmarken 
in Höhe von Sechs Mark 26 Pf. zu verwenden und den Geſamtbetrag der Rechnung (Spalte 5) 
mit Vierhundertvierundſiebzig Mark 43 Pf. bei Kap. I. ea des Etats zu veraus— 
Die Beiträge zu den Koſten der Krankenfürſorge (Spalte 11) ſind mit Zehn Mark 


gaben. 
Tit. des Etats zu vereinnahmen. 


08 Pf. bei Kap. 


„den 19 


Der Regierungspräſident. 


Buchungsvermerk. | Daß die Beitragsmarken zur Invalidenverſicherung in den umſeitig vor- 
Jgeſehenen Beträgen tatſächlich verwendet und vorſchriftsmäßig entwertet find, 


beſcheinigt 


| (Dienſtbezeichnung) 


Zu F. M. 
M. d. I. 


Des Empfängers 


An⸗ 
zahl 
| der 
| 
| Dienſt⸗ | 
. £ beits⸗ 
| Name bezeich— 
| tage 
| nung 
| 
| | 2 3 


Boldt, H. 31 


Steindrucker 


| Starf, Georg 31 


Köppen, Wilh. 


Gieſel, Friedr. 


Hülſebeck, K. z 
l | 
Stark, Franz | Hausdiener | : 
Hoffmann, J. | Schenerfvan | £ 


eftrand. 


V 


x 


Fuhrmann, M. | 2 


Zuſammen 


Dazu Beiträge des Staates zur 
Invalidenverſicherung 
0000) der Spalte 10) 


| Überhaupt 


Bf. 
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Geldbetrag 
a) Beitrag zur Invalidenver— 
ſicherung 
b) Beitrag zu den Koſten der 
mach § 3 des Krankenver— 
ſicherungsgeſetzes erweiterten 
für Krankenfürſorge 
übers | 9 5 7 
den 1 9 5 zuſammen 
haupt | (tägut)] trags⸗ 
wochen £ 
Tag (tage) | für für 
zu] zu 
a | b zu] zu . b 
Mk. Pf.] ME Pf.] Pf. Pf. a | b Mk. Pf.] mer. Pf. 
4 5 Br] 81-9 10 11 
93 


Bemerkungen: 


) Am 21. eingetreten. 
„) Krank feit 27. 


Von dem Lohne wird abgezogen 


65 | Namens- 


bleiben 


gegenſchrift 
zu 
Ne als 
len [ Quittung 
Mk. Pf. 
12 13 


) Am 20. aus der Beſchäftigung geſchieden. 


Anlage II. 


— 


Regierung: 
Etatsjahr 19 


Cohnrechnung 


für den Monat 10 


Die Richtigkeit wird beſcheinigt. 


Rechneriſch richtig. 
elt 19 


(Dienſtbezeichnung). 


(Dienſtbezeichnung) 


Die Regierungshauptkaſſe wird angewieſen, die umſtehend in Spalte 8 berechneten 
Lohnbeträge unter Einbehaltung der in Spalte 21 nachgewieſenen Abzüge an die Empfangs— 
berechtigten zu zahlen, zur Invalidenverſicherung gemäß Spalte 11 und 24 Beitragsmarken 
in Höhe von Mark Pf. zu verwenden, die Beiträge zur geſetzlichen Kranken— 
verſicherung einſchließlich der Eintrittsgelder gemäß Spalte 14, 15 und 25 mit Mark 

Pf. an die Krankenkaſſe abzuführen und den Geſamtbetrag der Rechnung Spalte 27 
mit Mark Pf. bei Kap. 58 Tit. 10 des Etats zu verausgaben. Die Bei: 
träge zu den Koſten der Krankenfürſorge Spalte 18 find mit Mark Pf. bei 
Kap. 27 Tit. 14 des Etats zu vereinnahmen. 


„den 19 


Der Regierungspräſident. 


Buchungsvermerk. 


Zu F. M. 
M. d. 


Daß die Beitragsmarken zur Invalidenverſicherung in den unmſeitig vor- 
geſehenen Beträgen tatſächlich verwendet und vorſchriftsmäßig entwertet ſind, 
beſcheinigt 


(Dienſtbezeichnung) 


U 
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Von dem Arbeitslohn (Sp. 8) kommen in 


Lohnbetra 
b , Beitrag des Empfängers zur 


erweitertengt ran- 
fenfürforges3 d. 


Jnvaliden- | gefeglichen Kranten- 


ee en Krankeuverſiche⸗ 
zu⸗verſicherung g werfen Auge e h ea 
für ſammen s 5 2 
den für = mithin 8 mithin außer⸗ mithin 
A | ti⸗ Ar die * für JE für dem 3 für 
[Name bezeich. gung beige, ee ee 
7 | tag | beita- |Z |£ Arbeits- = E [Prebeits-]| teitts- | = | Arbeits⸗ 
2 nung s|# e|z 2 2 
= z 5 z = I& : = I f 
= Š = E > S 7 s |# 
2 zeit E-F zeit 382 zeit geld * zeit 
Z 2E * 1E 
5 vom bis Mk. Pf.] vf Mk. Pf.] Bi. Mk. Pf.] Mk. Pf. uf. Mk. Pf. 
1 2 3 45 8 9 10] 11 112113] 14 15 1017] 18 


Des 
g D H n- 
empfäugers Dauer 
der 
| Be⸗ 
ſchaf⸗ 
Dienſt⸗ 4 


= Bahl der Arbeitstage 
ee ra or —— 
— H 
8 g2 
1 


Abzug als 


bar Namens— 2 : 
zur zur zu — Höher -Verſicherung, 


außerdem Summe] zu 
der zahlen 


Zahlungsverpflichtung für 
die Woche bei Beginn der 
zu⸗ ſind Beſchaftigung nach dem 
erſten Wochentage, Be— 
freiung von der Ver— 
tein Sp. 8 [fiherung, Angabe über 
den ortsüblichen Tagelohn 
und und dergl. — 


26 


In⸗Jgeſetz⸗ ſtellen 


lichen 


gegenſchrift 
validen— 
Kranten- 

als BEN nte 


Abzüge] Sp. 8 
für jam- [überhaupt 
Sp. 11, nach 


14, 15, Abzug 


ver⸗ 
; ficherumg|. 
Quittung 1 85 ſicherung 
mie ½ von 


Sp. 11 Sp. 14 


18, 20 | von 
Sp. 21 


Mk. Pf. Mk. Pf Mk. Pf. Mk. Pf.] Mt. Pf. 


23 24 25 


me Pf. me Pf. 
26 27 28 


Es Beitrag des Staates 
In 
bleiben 
Aus.; a 4 
Ausgabe Bemerkungen. 


mm — — u 
t 
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IH. Handels⸗Angelegenheiten. 


1. Handelsvertretungen. 
Betr. Handelskammer in Münſter. 


Die Zahl der Mitglieder der Handelskammer in Münſter iſt durch Erlaß des Miniſters 
für Handel und Gewerbe vom 18. Mai d. J. auf 26 erhöht worden. 


2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. neues britiſches Schiffahrtsgeſetz. 

Die Beſtimmungen des neuen britiſchen Schiffahrtsgeſetzes (Merchant Shipping Act 1906) 
ſind am 1. Juni d. J. in Kraft getreten. Nach dieſem Geſetz unterliegen auch ſolche nicht— 
britiſche Schiffe, welche Häfen des Vereinigten Königreichs nur zur Einnahme von Bunker— 
kohlen anlaufen, ebenſo wie britiſche Schiffe der Anhaltung, wenn ſie von den britiſchen 
Aufſichtsbeamten aus einem der folgenden Gründe unſicher befunden werden: 

a) infolge von mangelhafter Beſchaffenheit des Schiffskörpers, der Schiffsausrüſtung 

oder der Schiffsmaſchinen; 

b) infolge von Überladung oder mangelhafter Verſtauung der Ladung; 

c) infolge von unzulänglicher Beſetzung mit Schiffsoffizieren und Mannſchaft. 

Zu den ein Schiff unſicher machenden Mängeln in der Verſtauung ſeiner Ladung 
wird bei Kohlenſchiffen auch das Fehlen einer genügenden Oberflächenventilation der 
Ladung gerechnet. Bei Schiffen, die mit Sprengſtoffen beladen ſind, wird die Beobachtung 
derjenigen Vorſchriften verlangt, die darüber in dem britiſchen Regulativ „Memorandum 
on Dangerous Goods“ enthalten ſind. 

Die Oberflächenventilation ſieht der Board of Trade als hinlänglich geſichert an, 
wenn für jeden Laderaum oder Abteil, in welchen Kohlen verſtaut ſind, mindeſtens zwei 
Ventilatoren beſchafft find, die aus Schmiedeeiſen oder Schmiedeſtahl beſtehen, mit ver— 
ſtellbaren Köpfen verſehen ſein und an entgegengeſetzten Enden des Abteils oder doch ſo— 
weit von einander angebracht werden, als es die Umſtände irgend geſtatten. Falls für 
eine genügende Ventilation nicht geſorgt werden ſollte, würde das Schiff der Anhaltung 
unterliegen. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 
Betr. Verkehr mit Mineralölen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 27. Mai 1907. 

Eine im vorigen Jahre in einer Schuhwarenfabrik zu Erfurt ſtattgehabte, mit vier 
Körperverletzungen und dem Verluſte von 2 Menſchenleben verbundene Exploſion von Benzin- 
dämpfen, die aus einer verſchütteten Löſung von Kautſchuk in Benzin (Schuhzement) ent— 
ſtanden war, gibt mir Anlaß, auf die Brand- und Exploſionsgefahren aufmerkſam zu 
machen, welche aus der Lagerung, Bearbeitung und techniſchen Verwendung ſolcher Gemiſche 
von Mineralölen mit anderen Körpern entſtehen können. 

Soweit ſich jetzt überſehen läßt, werden nur ſolche Miſchungen in Frage kommen, in 
denen mindeſtens ein Beſtandteil ein der Klaſſe I angehöriges Mineralöl iſt, und die weiter 
infolge der Eigenart der Einzelbeſtandteile und des Mengenverhältniſſes dieſer letzteren bei 
ihrer Lagerung, Bearbeitung oder techniſchen Verwendung dieſelben oder ähnliche Gefahren 
bieten wie unvermiſchte Mineralöle. 

Angeſichts der großen Mannigfaltigkeit der hier in Betracht kommenden Miſchungen 
und mit Rückſicht darauf, daß gewiſſe Miſchungsverhältniſſe — auch von Miſchungen mit 
Flüſſigkeiten der Klaſſe! — als ungefährlich angeſehen werden können, erſcheint es nicht 
zweckmäßig, der Wiederholung von Unfällen der eingangs genannten Art durch eine Mus- 
dehnung der Polizei-Verordnung, betreffend den Verkehr mit Mineralölen, vom 28. Auguſt 
1902 auf die Lagerung, Bearbeitung oder techniſche Verwendung von gefährlichen Gemiſchen 
aus Mineralölen der Kaffe I mit anderen Körpern entgegenzutreten. 
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Ich erſuche Sie jedoch, die Gewerbeinſpektoren Ihres Bezirks auf dieſen Gegenſtand 
hinzuweiſen mit dem Auftrag, in den zu ihrer Kenntnis gelangenden Fällen der Lagerung, 
Bearbeitung oder techniſchen Verwendung von Gemiſchen aus Mineralölen der Klaſſe I und 
anderen Körpern den etwa möglichen Brand- und Exploſionsgefahren durch Maßregeln zu 
begegnen, die unter Berückſichtigung der Eigentümlichkeiten des gerade vorliegenden Falles 
aus der Polizei⸗Verordnung, betreffend den Verkehr mit Mineralölen, vom 28. Auguſt 1902 
(SM Bl. S. 336) und der dazu gehörigen Abänderung vom 20. Januar 1906 (HM Bl. S. 75) 
abzuleiten ſind. 

Über bemerkenswerte Beobachtungen auf dieſem Gebiet erſuche ich jedesmal zu be— 
richten und dabei möglichſt genaue Angaben über die Einzelbeſtandteile der Miſchungen 
und deren Mengenverhältniſſe zu machen. 

In Vertretung. 
IIb 3416. — III 4495. Dr. Richter. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Betr. Dichtigkeitsprüfungen von Acetyleneinrichtungen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 17. Mai 1907. 

Auf Ihre an den Herrn Miniſter des Innern gerichtete, von dieſem an mich abgegebene 
Eingabe vom 12. v. M. erteile ich Ihnen hierdurch unter den in meinem Erlaſſe vom 
17. März d. J. (OMBI. S. 68) vorgeſchriebenen Bedingungen die Befugnis, Dichtigkeits⸗ 
prüfungen Ihrer Apparate und Rohrleitungen im Königreiche Preußen ſelbſt zu beſcheinigen. 

Im Auftrage. 
JIE 4169. Neumann. 


An das Acetylenwerk „Heſperus“ in Stuttgart. 


2. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Betr. Beſchäftigung von Arbeiterinnen in Steinbrüchen und Steinhauereien. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 21. Mai 1907. 

Über die Auslegung des § 10 der Bekanntmachung vom 20. März 1902, betreffend 
die Einrichtung und den Betrieb von Steinbrüchen und Steinhauereien (Steinmetzbetrieben) 
— Reichsgeſetzbl. S. 78 — find Zweifel entſtauden. Einige Gerichte haben Gewerbeunter— 
nehmer, welche Arbeiterinnen im Steinbruche mit der Zerkleinerung von größeren Geſteins— 
ſtücken zu Chauſſeeſteinen (Schotter, Klarſchlag) beſchäftigten, wegen Zuwiderhandlung gegen 
die Beſtimmungen des § 10 Abſ. 1 der Bekanntmachung verurteilt, weil dieſe Arbeit unter 
den Begriff der „Rohaufarbeitung von Steinen“ falle, während andere Gerichte auf Grund 
der gegenteiligen Auffaſſung zu einem freiſprechenden Erkenntnis gelangt ſind. 

Da auch die Entſtehungsgeſchichte und die Begründung der Bekanntmachung eine ſichere 
Stellungnahme nicht ermöglichen, ſo iſt in Ausſicht genommen, dem § 10 eine Faſſung 
zu geben, aus der unzweideutig hervorgeht, ob die Herſtellung von Chauſſeeſteinen für 
Arbeiterinnen in Steinbrüchen verboten iſt oder nicht. Hierbei wird zu prüfen ſein, ob die 
Arbeit für Arbeiterinnen geſundheitsſchädlich, und ob ſie für dieſen Fall völlig zu unter⸗ 
ſagen oder unter gewiſſen Bedingungen zuzulaſſen iſt. Nach den im Reichsamt des Innern 
vorliegenden Eingaben wird die Arbeit vielfach in der Weiſe ausgeführt, daß zunächſt 
größere Geſteinsſtücke mit einem ſchweren Vorſchlagshammer zerſchlagen und alsdann mit 
kleineren, leichten Hämmern weiter zerkleinert werden. Von dieſen Arbeiten wird die Hand- 
habung des Vorſchlagshammers als ſchwer und für Arbeiterinnen ungeeignet bezeichnet. 
Die weitere Zerkleinerung des Geſteins erſcheint wegen der dabei ſtattfindenden Staub⸗ 
entwickelung mindeſtens in den Fällen geſundheitsſchädlich, wo weichere Geſteinsarten, wie 
z. B. Kalkſtein und Sandſtein, bearbeitet werden. Bei der Verwendung härterer Geſteins⸗ 
arten, wie z. B, Baſalt, Porphyr und Granit, mag eine ſchädliche Staubentwickelung nicht 
ſtattfinden. Immerhin kommt in Betracht, daß die Arbeiterinnen dabei den Unbilden der 
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Witterung ausgelegt find. Arbeitsbuden und Schutzdächer, wie fie im § 4 der Befannt- 
machung zum Schutze der im Freien arbeitenden Steinhauer vorgeſchrieben ſind, werden ſich 
wegen der Eigenart der Beſchäftigung oft nur ſchwer anbringen laſſen. 

Ich erſuche Sie, die einſchlägigen Verhältniſſe durch die Gewerbeaufſichtsbeamten 
prüfen zu laſſen und ſich binnen 6 Monaten gutachtlich zur Sache zu äußern. 

Sollten nach den dortigen Wahrnehmungen noch andere Punkte der Bekanntmachung 
vom 20. März 1902 abänderungsbedürftig erſcheinen, ſo wollen Sie Ihre Außerung auch 
darauf erſtrecken. 

Im Auftrage. 
III 4291. Dr. Neuhaus. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


3. Gewerbeauſſicht. 
Betr. Annahme von Gewerbereferendaren. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 15. Mai 1907. 

Die Anträge auf Annahme zur Vorbereitung für den Gewerbeaufſichtsdienſt laſſen 
häufig erkennen, daß den Studierenden und auch den Behörden unbekannt ift, von welchen 
Bedingungen gegenwärtig die Erneunung zum Gewerbereferendar abhängig iſt. 

Die Beſtimmungen der Vorbildungs- und Prüfungsordnung für die Gewerbeaufſichts— 
beamten vom 7. September 1897 und der Anweiſung dazu vom 13. November 1897 
(Min.⸗Bl. d. i. V. 1898 S. 29) haben auch heute noch Geltung. Seit dem 1. Jamar 1904 
iſt außer den darin bezeichneten Vorausſetzungen auch der Beſitz des Reifezeugniſſes einer 
neunklaſſigen höheren Lehranſtalt Vorbedingung für den Eintritt in den Gewerbeauf⸗ 
ſichtsdienſt. 

Demnach jind den Geſuchen um Annahme zur Vorbereitung für den Gewerbeaufſichts— 
dienjt, die mir einzureichen find, beizufügen: 

1. Der von dem Bewerber ſelbſt verfaßte und eigenhändig geſchriebene Lebenslauf. 
2. Das Reifezeugnis einer neunklaſſigen höheren Lehranftalt. 
3. Das Zeugnis über 

a) die Prüfung als Bergrefereudar oder 

b) die Diplom- Vor- und Hauptprüfung als Hütteningenieur oder als 
Maſchineningenieur an der Bergakademie oder einer anderen preußiſchen 
techniſchen Hochſchule oder 

c) die in den Bundesratsbeſtimmungen vom 22. Februar 1894 bezeichnete 
Vorprüfung als Nahrungsmittelchemiker oder die Diplomprüfung als 
Chemiker an einer preußiſchen techniſchen Hochſchule oder die Habilitation 
für Chemie oder die Doktorpromotion an einer preußiſchen Univerſität, 
wenn Chemie bei der Promotionsprüfung das Hauptfach bildete. 

4. Von den 

a) diplomierten Hütten⸗ und Maſchineningenieuren der Nachweis, daß ſie 
wenigſtens ein Jahr lang auf einem Hüttenwerk oder in einem verwandten 
Betrieb oder im Maſchinenbau praktiſch gearbeitet oder ein ſolches Werk 
zwei Jahre lang ganz oder teilweiſe geleitet haben; 

b) von den Nahrungsmittelchemikern, den Diplouchemikern und den Doktoren 
und Dozenten der Chemie der Nachweis, daß ſie wenigſtens zwei Jahre 
lang den Betrieb einer Fabrik ganz oder teilweiſe geleitet haben. 

5. Das Zeugnis eines beamteten (Kreis-) Arztes darüber, daß der Bewerber von 
kräftigen Körperbau und frei von körperlichen Gebrechen iſt. 

Die Zeugniſſe und Nachweiſe ſind in Urſchrift einzureichen. 

Ich erſuche Sie, für möglichſte Verbreitung dieſer Vorſchriften Sorge zu tragen. 


In Vertretung. 
III 4207. Dr. Richter. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 
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4. Arbeiterverſicherung. 
Krankenverſicherung. 


Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75a des K. V. G. 


Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
ſie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengelds, den Anforderungen des § 75 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes genügen: 


il. 


2 
3. Maurergeſellen⸗ und Maurerlehrlings-Krankenunterſtützungs⸗ und Sterbekaſſe zu 


. 


In 


„Diana“, Kranfen- und Sterbekaſſe für weibliche Handlungsgehilfen (E. H.) in 
Breslau, 
Kranken- und Sterbekaſſe der Schiffbauer zu Heubude (E. H.) 


Barby a. E. (E. H.), 


Hilfskrankenkaſſe (E. H.) zu Wehrheim, 
Zentrale Kranken- und Sterbekaſſe der Kutſcher und verwandten Berufsgenoſſen 


zu Berlin (E. H.), 


Kranken- und Sterbekaſſe der Zimmergeſellen zu Harburg (E. H.), 
„Victoria“ (E. H.) in Danzig. 


Berlin, den 1. Juni 1907. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 


III 4441 1. Ang. Neumann. 


V. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 
Fortbildungsſchulen. 


Überficht über die im Etatsjahre 1907 zu veranſtaltenden Zeichenkurſe für Lehrer. 


1. Breslau 
2. Elbing 
3. Trier 


4. Wiesbaden 

5. [Caſſel 

6. Aachen 12. Auguſt bis 21. September Aachen. 
7. Erfurt 


8. Magdeburg 
9. Königsberg i. Pr. 
10. Berlin 


11. Poſen 

12. | Altona 
13. Haunover 
14. | Dortmund 
15. Barmen 
16. [Crefeld 


(Vergl. Erl. vom 22. April 1907, MVI. S. 149.) 
A. Vorbereitungskurſe. 


Drt al Für die Lehrer aus 


10. Juni bis 20. Juli der Provinz Schleſien. 

23. Mai bis 3. Juli z Weſtpreußen. 

12. Juli bis 23. Auguſt den Reg.⸗Bezirken Trier, Coblenz und 
y Sigmaringen. 

26. Auguſt bis 5. Oktober dem Reg.-Bezirk Wiesbaden. 

26. Auguſt bis 5. Oktober = “Eel 


1. Juli bis 10. Auguſt =i Reg. Bezirken Erfurt und Merſe— 
burg. 

8. Juli bis 17. Auguſt dem Reg.⸗Bezirke Magdeburg. 

8. Juli bis 17. Auguſt der 0 Oſtpreußen. 

2. Auguft bis 21. September[ den Provinzen Brandenburg und 
Pommern. 

1. Juli bis 10. Auguſt der Provinz Poſen. 

15. Juli bis 24. Auguſt = = Schleswig⸗Holſtein. 

19. Auguſt bis 28. September = Hannover. 

16. September bis 26. Oktober Weſtfalen. 

1. Juli bis 10. Auguſt dem Reg. Bezirk Düſſeldorf. 

1. Juli bis 10. Auguſt den Reg. Bezirken Düſſeldorf und Cöln. 


n 
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B. Kleine Fach kurſe. 


— ——— ͤ —ã — — — —b—n — — nn 


r LIE 


Ort 


Cottbus 
Müuſter 


Erfurt 
Magdeburg 


Berlin 


Poſen 


Flensburg 
Schmal⸗ 
kalden 


Dortmund 


Hagen 


Barmen 


Duisburg 


Fachzeichnen 
der 


Schneider 
Schuhmacher 
Maurer 
Zimmerer 
Maurer 
Zimmerer 
Stuben⸗ 
maler 


Klempner 


Tiſchler 
Maurer 
Zimmerer 


Maſchinen⸗ 
bauer 


Stuben- 
maler 


Tiſchler 


Werkzeug⸗ 
ſchloſſer 


Schuh⸗ 
macher 

Stuben⸗ 
maler 

Schneider 


Tiſchler 


Maſchinen⸗ 
bauer 


Zeit Für die Lehrer aus 


bis 31. Auguſt 
2. bis 21. September / 


den Provinzen Brandenburg, Schleſien, 
Sachſen und Pommern. 
den Provinzen Weſtfalen, Hannover, 


12. bis 31. Auguſt | Schleswig-Holftein und der Rhein⸗ 


12. bis 31. Auguſt | Jony 


1. bis 20. Juli den Provinzen Sachſen, Brandenburg, 

22. Juli bis 10. Auguſtſ Pommern und Heſſen⸗Naſſau. 

8. Juli bis 17. Auguft den Provinzen Sachſen, Brandenburg 
und Heſſen-Naſſau und dem Reg. 
Bez. Stralſund. 

den Provinzen Oſtpreußen, Weſt 
preußen, Poſen, Brandenburg, 
Schleſien, Sachſen, Schleswig 
Holſtein, Weſtfalen, Heſſen⸗Naſſau 
und Rheinprovinz, 

den Provinzen Brandenburg, Pom 
mern, Schleſien und Poſen. 


9| ji 18 Srl- a - ~ 
20. igui Uns ee | den Provinzen Poſen, Oſtpreußen, Weit- 


10 58 Juni j preußen, Schleſien und Pommer. 


22. Juli bis 10. Auguſt den Provinzen Poſen, Oſtpreußen, Weft 
preußen, Brandenburg, Schleſien, 
Sachſen und Pommern. 

den Provinzen Poſen, Oſtpreußen, Weft 
preußen und Schleſien und den Reg. 
Bezirken Stettin und Köslin. 

den Provinzen Schleswig Holſtein und 
Hannover. 

den Provinzen Oſtpreußen, Branden⸗ 
burg, Schleſien, Sachſen, Schleswig 
Holſtein, Hannover, Weſtfalen, 
Heſſen-Naſſau und Rheinprovinz. 

den Provinzen Weſtfalen, Hannover 
und Schleswig-Holſtein. 

den Provinzen Weſtfalen, Hannover, 
Schleswig⸗Holſtein u. Rheinprovinz. 

den Provinzen Weſtfalen, Hannover, 
Schleswig-Holſtein, Heſſen-Naſſau 
und Rheinprovinz. 

der Rheinprovinz und den Provinzen 
Weſtfalen und Heſſen-Naſſau. 

der Rheinprovinz und den Provinzen 
Weſtfalen, Hannover, Heſſen-⸗Naſſau 
und Schleswig-Holſtein. 


8. bis 27. Juli 


12. bis 31. Auguſt 


19. Auguſt bis 28. Sep⸗ 
tember 


8. bis 27. Juli 

30. September bis 
19. Oktober 

24. Juni bis 13. Juli 

16. September bis 
26. Oktober 

24. Juni bis 13. Juli 

22. Juli bis 10. Auguſt 


23. September bis 
12. Oktober 
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